
RICHTLINIE 2006/54/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 5. Juli 2006

zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und
Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EURO-
PÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 141 Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976
zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung
von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen
Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (3) und
die Richtlinie 86/378/EWG des Rates vom 24. Juli 1986 zur
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Männern und Frauen bei den betrieblichen Systemen der
sozialen Sicherheit (4) wurden erheblich geändert (5). Die
Richtlinie 75/117/EWG des Rates vom 10. Februar 1975 zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts
für Männer und Frauen (6) und die Richtlinie 97/80/EG des
Rates vom 15. Dezember 1997 über die Beweislast bei
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts (7) enthalten
ebenfalls Bestimmungen, deren Ziel die Verwirklichung
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und
Frauen ist. Anlässlich neuerlicher Änderungen der genann-
ten Richtlinien empfiehlt sich aus Gründen der Klarheit eine
Neufassung sowie die Zusammenfassung der wichtigsten
Bestimmungen auf diesem Gebiet mit verschiedenen
Entwicklungen aufgrund der Rechtsprechung des Gerichts-
hofs der Europäischen Gemeinschaften (im Folgenden
„Gerichtshof“) in einem einzigen Text.

(2) Die Gleichstellung von Männern und Frauen stellt nach
Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags sowie nach
der Rechtsprechung des Gerichtshofs ein grundlegendes
Prinzip dar. In diesen Vertragsbestimmungen wird die
Gleichstellung von Männern und Frauen als Aufgabe und
Ziel der Gemeinschaft bezeichnet, und es wird eine positive
Verpflichtung begründet, sie bei allen Tätigkeiten der
Gemeinschaft zu fördern.

(3) Der Gerichtshof hat festgestellt, dass die Tragweite des
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und
Frauen nicht auf das Verbot der Diskriminierung aufgrund
des natürlichen Geschlechts einer Person beschränkt
werden kann. Angesichts seiner Zielsetzung und der Art
der Rechte, die damit geschützt werden sollen, gilt er auch
für Diskriminierungen aufgrund einer Geschlechtsumwand-
lung.

(4) Artikel 141 Absatz 3 des Vertrags bietet nunmehr eine
spezifische Rechtsgrundlage für den Erlass von Gemein-
schaftsmaßnahmen zur Sicherstellung des Grundsatzes der
Chancengleichheit und der Gleichbehandlung in Arbeits-
und Beschäftigungsfragen, einschließlich des gleichen Ent-
gelts für gleiche oder gleichwertige Arbeit.

(5) Die Artikel 21 und 23 der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union verbieten ebenfalls jegliche Diskrimi-
nierung aufgrund des Geschlechts und verankern das Recht
auf Gleichbehandlung von Männern und Frauen in allen
Bereichen, einschließlich Beschäftigung, Arbeit und Entgelt.

(6) Die Belästigung einer Person und die sexuelle Belästigung
stellen einen Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichbe-
handlung von Männern und Frauen dar und sind somit als
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts im Sinne dieser
Richtlinie anzusehen. Diese Formen der Diskriminierung
kommen nicht nur am Arbeitsplatz vor, sondern auch im
Zusammenhang mit dem Zugang zur Beschäftigung, zur
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg. Diese Formen
der Diskriminierung sollten daher verboten werden, und es
sollten wirksame, verhältnismäßige und abschreckende
Sanktionen vorgesehen werden.

(7) In diesem Zusammenhang sollten die Arbeitgeber und die
für Berufsbildung zuständigen Personen ersucht werden,
Maßnahmen zu ergreifen, um im Einklang mit den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten
gegen alle Formen der Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts vorzugehen und insbesondere präventive
Maßnahmen zur Bekämpfung der Belästigung und der
sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz ebenso wie beim
Zugang zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum
beruflichen Aufstieg zu treffen.

(8) Der Grundsatz des gleichen Entgelts für gleiche oder
gleichwertige Arbeit, gemäß Artikel 141 des Vertrags, der
vom Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung bestätigt
wurde, ist ein wichtiger Aspekt des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Männern und Frauen und ein
wesentlicher und unverzichtbarer Bestandteil sowohl des
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gemeinschaftlichen Besitzstands als auch der Rechtspre-
chung des Gerichtshofs im Bereich der Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts. Daher sollten weitere Bestim-
mungen zu seiner Verwirklichung festgelegt werden.

(9) Um festzustellen, ob Arbeitnehmer eine gleiche oder
gleichwertige Arbeit verrichten, sollte gemäß der ständigen
Rechtsprechung des Gerichtshofs geprüft werden, ob sich
diese Arbeitnehmer in Bezug auf verschiedene Faktoren, zu
denen unter anderem die Art der Arbeit und der
Ausbildung und die Arbeitsbedingungen gehören, in einer
vergleichbaren Lage befinden.

(10) Der Gerichtshof hat festgestellt, dass der Grundsatz des
gleichen Entgelts unter bestimmten Umständen nicht nur
für Situationen gilt, in denen Männer und Frauen für
denselben Arbeitgeber arbeiten.

(11) Die Mitgliedstaaten sollten weiterhin gemeinsam mit den
Sozialpartnern dem Problem des anhaltenden geschlechts-
spezifischen Lohngefälles und der nach wie vor ausge-
prägten Geschlechtertrennung auf dem Arbeitsmarkt
beispielsweise durch flexible Arbeitszeitregelungen ent-
gegenwirken, die es sowohl Männern als auch Frauen
ermöglichen, Familie und Beruf besser miteinander in
Einklang zu bringen. Dies könnte auch angemessene
Regelungen für den Elternurlaub, die von beiden Elterntei-
len in Anspruch genommen werden könnten, sowie die
Bereitstellung zugänglicher und erschwinglicher Einrichtun-
gen für die Kinderbetreuung und die Betreuung pflege-
bedürftiger Personen einschließen.

(12) Es sollten spezifische Maßnahmen erlassen werden, um die
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in
den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit zu
gewährleisten und seinen Geltungsbereich klarer zu
definieren.

(13) Mit seinem Urteil vom 17. Mai 1990 in der Rechtssache C-
262/88 (1) befand der Gerichtshof, dass alle Formen von
Betriebsrenten Bestandteil des Entgelts im Sinne von
Artikel 141 des Vertrags sind.

(14) Auch wenn sich der Begriff des Entgelts im Sinne des
Artikels 141 des Vertrags nicht auf Sozialversicherungsleis-
tungen erstreckt, steht nunmehr fest, dass ein Rentensystem
für Beschäftigte im öffentlichen Dienst unter den Grundsatz
des gleichen Entgelts fällt, wenn die aus einem solchen
System zu zahlenden Leistungen dem Arbeitnehmer
aufgrund seines Beschäftigungsverhältnisses mit dem
öffentlichen Arbeitgeber gezahlt werden, ungeachtet der
Tatsache, dass ein solches System Teil eines allgemeinen,
durch Gesetz geregelten Systems ist. Nach den Urteilen des
Gerichtshofs vom 28. August 1984 in der Rechtssache C-7/
93 (2) und vom 12. August in der Rechtssache C‑351/00 (3)
ist diese Bedingung erfüllt, wenn das Rentensystem eine
bestimmte Gruppe von Arbeitnehmern betrifft und die
Leistungen unmittelbar von der abgeleisteten Dienstzeit
abhängig sind und ihre Höhe aufgrund der letzten Bezüge
des Beamten berechnet wird. Um der Klarheit willen ist es
daher angebracht, entsprechende spezifische Bestimmungen
zu erlassen.

(15) Der Gerichtshof hat bestätigt, dass, auch wenn die Beiträge
männlicher und weiblicher Arbeitnehmer zu einem

Rentensystem mit Leistungszusage unter Artikel 141 des
Vertrags fallen, Ungleichheiten bei den im Rahmen von
durch Kapitalansammlung finanzierten Systemen mit
Leistungszusage gezahlten Arbeitgeberbeiträgen, die sich
aus der Verwendung je nach Geschlecht unterschiedlicher
versicherungsmathematischer Faktoren ergeben, nicht im
Lichte dieser Bestimmung beurteilt werden können.

(16) Beispielsweise ist bei durch Kapitalansammlung finanzier-
ten Systemen mit Leistungszusage hinsichtlich einiger
Punkte, wie der Umwandlung eines Teils der regelmäßigen
Rentenzahlungen in Kapital, der Übertragung der Renten-
ansprüche, der Hinterbliebenenrente, die an einen
Anspruchsberechtigten auszuzahlen ist, der im Gegenzug
auf einen Teil der jährlichen Rentenbezüge verzichtet oder
einer gekürzten Rente, wenn der Arbeitnehmer sich für den
vorgezogenen Ruhestand entscheidet, eine Ungleichbe-
handlung gestattet, wenn die Ungleichheit der Beträge
darauf zurückzuführen ist, dass bei der Durchführung der
Finanzierung des Systems je nach Geschlecht unterschied-
liche versicherungstechnische Berechnungsfaktoren ange-
wendet worden sind.

(17) Es steht fest, dass Leistungen, die aufgrund eines betrieb-
lichen Systems der sozialen Sicherheit zu zahlen sind, nicht
als Entgelt gelten, insofern sie auf Beschäftigungszeiten vor
dem 17. Mai 1990 zurückgeführt werden können, außer im
Fall von Arbeitnehmern oder ihren anspruchsberechtigten
Angehörigen, die vor diesem Zeitpunkt eine Klage bei
Gericht oder ein gleichwertiges Verfahren nach geltendem
einzelstaatlichen Recht angestrengt haben. Es ist daher
notwendig, die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbe-
handlung entsprechend einzuschränken.

(18) Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs hat
das Barber-Protokoll (4) keine Auswirkung auf den
Anspruch auf Anschluss an ein Betriebsrentensystem, und
die zeitliche Beschränkung der Wirkungen des Urteils in der
Rechtssache C-262/88 gilt nicht für den Anspruch auf
Anschluss an ein Betriebsrentensystem. Der Gerichtshof hat
auch für Recht erkannt, dass Arbeitnehmern, die ihren
Anspruch auf Anschluss an ein Betriebsrentensystem
geltend machen, die einzelstaatlichen Vorschriften über
die Fristen für die Rechtsverfolgung entgegengehalten
werden können, sofern sie für derartige Klagen nicht
ungünstiger sind als für gleichartige Klagen, die das
innerstaatliche Recht betreffen, und sofern sie die Aus-
übung der durch das Gemeinschaftsrecht gewährten Rechte
nicht praktisch unmöglich machen. Der Gerichtshof hat
zudem dargelegt, dass ein Arbeitnehmer, der Anspruch auf
den rückwirkenden Anschluss an ein Betriebsrentensystem
hat, sich der Zahlung der Beiträge für den betreffenden
Anschlusszeitraum nicht entziehen kann.

(19) Die Sicherstellung des gleichen Zugangs zur Beschäftigung
und zur entsprechenden Berufsbildung ist grundlegend für
die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen.
Jede Einschränkung dieses Grundsatzes sollte daher auf
diejenigen beruflichen Tätigkeiten beschränkt bleiben, die
aufgrund ihrer Art oder der Bedingungen ihrer Ausübung
die Beschäftigung einer Person eines bestimmten
Geschlechts erfordern, sofern damit ein legitimes Ziel
verfolgt und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
entsprochen wird.
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(20) Diese Richtlinie berührt nicht die Vereinigungsfreiheit,
einschließlich des Rechts jeder Person, zum Schutz ihrer
Interessen Gewerkschaften zu gründen und Gewerkschaften
beizutreten. Maßnahmen im Sinne von Artikel 141 Absatz 4
des Vertrags können die Mitgliedschaft in oder die
Fortsetzung der Tätigkeit von Organisationen oder Gewerk-
schaften einschließen, deren Hauptziel es ist, dem Grund-
satz der Gleichbehandlung von Männern und Frauen in der
Praxis Geltung zu verschaffen.

(21) Das Diskriminierungsverbot sollte nicht der Beibehaltung
oder dem Erlass von Maßnahmen entgegenstehen, mit
denen bezweckt wird, Benachteiligungen von Personen
eines Geschlechts zu verhindern oder auszugleichen. Diese
Maßnahmen lassen die Einrichtung und Beibehaltung von
Organisationen von Personen desselben Geschlechts zu,
wenn deren Hauptzweck darin besteht, die besonderen
Bedürfnisse dieser Personen zu berücksichtigen und die
Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern.

(22) In Übereinstimmung mit Artikel 141 Absatz 4 des Vertrags
hindert der Grundsatz der Gleichbehandlung die Mit-
gliedstaaten im Hinblick auf die effektive Gewährleistung
der vollen Gleichstellung von Männern und Frauen im
Arbeitsleben nicht daran, zur Erleichterung der Berufs-
tätigkeit des unterrepräsentierten Geschlechts oder zur
Verhinderung bzw. zum Ausgleich von Benachteiligungen
in der beruflichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen
beizubehalten oder zu beschließen. Angesichts der der-
zeitigen Lage und in Kenntnis der Erklärung Nr. 28 zum
Vertrag von Amsterdam sollten die Mitgliedstaaten in erster
Linie darauf hinwirken, die Lage der Frauen im Arbeitsleben
zu verbessern.

(23) Aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs ergibt sich klar,
dass die Schlechterstellung einer Frau im Zusammenhang
mit Schwangerschaft oder Mutterschaft eine unmittelbare
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts darstellt. Eine
solche Behandlung sollte daher von der vorliegenden
Richtlinie ausdrücklich erfasst werden.

(24) Der Gerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung aner-
kannt, dass der Schutz der körperlichen Verfassung der Frau
während und nach einer Schwangerschaft sowie Maßnah-
men zum Mutterschutz legitime Mittel zur Erreichung einer
nennenswerten Gleichstellung sind. Diese Richtlinie sollte
somit die Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober
1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von
schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stil-
lenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (1) unberührt
lassen. Sie sollte ferner die Richtlinie 96/34/EG des Rates
vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP und EGB
geschlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub (2)
unberührt lassen.

(25) Aus Gründen der Klarheit ist es außerdem angebracht,
ausdrücklich Bestimmungen zum Schutz der Rechte der
Frauen im Bereich der Beschäftigung im Falle des Mutter-
schaftsurlaubs aufzunehmen, insbesondere den Anspruch
auf Rückkehr an ihren früheren Arbeitsplatz oder einen
gleichwertigen Arbeitsplatz ohne Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen aufgrund dieses Mutterschaftsurlaubs
sowie darauf, dass ihnen auch alle Verbesserungen der

Arbeitsbedingungen zugute kommen, auf die sie während
ihrer Abwesenheit Anspruch gehabt hätten.

(26) In der Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten
Minister für Beschäftigung und Sozialpolitik vom 29. Juni
2000 über eine ausgewogene Teilhabe von Frauen und
Männern am Berufs- und Familienleben (3) wurden die
Mitgliedstaaten ermutigt, die Möglichkeit zu prüfen, in
ihren jeweiligen Rechtsordnungen männlichen Arbeitneh-
mern unter Wahrung ihrer bestehenden arbeitsbezogenen
Rechte ein individuelles, nicht übertragbares Recht auf
Vaterschaftsurlaub zuzuerkennen.

(27) Ähnliche Bedingungen gelten für die Zuerkennung —

durch die Mitgliedstaaten — eines individuellen, nicht
übertragbaren Rechts auf Urlaub nach Adoption eines
Kindes an Männer und Frauen. Es ist Sache der Mit-
gliedstaaten zu entscheiden, ob sie ein solches Recht auf
Vaterschaftsurlaub und/oder Adoptionsurlaub zuerkennen
oder nicht, sowie alle außerhalb des Geltungsbereichs dieser
Richtlinie liegenden Bedingungen, mit Ausnahme derjeni-
gen, die die Entlassung und die Rückkehr an den Arbeits-
platz betreffen, festzulegen.

(28) Die wirksame Anwendung des Grundsatzes der Gleichbe-
handlung erfordert die Schaffung angemessener Verfahren
durch die Mitgliedstaaten.

(29) Die Schaffung angemessener rechtlicher und administra-
tiver Verfahren zur Durchsetzung der Verpflichtungen
aufgrund der vorliegenden Richtlinie ist wesentlich für die
tatsächliche Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe-
handlung.

(30) Der Erlass von Bestimmungen zur Beweislast ist wesentlich,
um sicherzustellen, dass der Grundsatz der Gleichbe-
handlung wirksam durchgesetzt werden kann. Wie der
Gerichtshof entschieden hat, sollten daher Bestimmungen
vorgesehen werden, die sicherstellen, dass die Beweislast —

außer im Zusammenhang mit Verfahren, in denen die
Ermittlung des Sachverhalts dem Gericht oder der zustän-
digen nationalen Stelle obliegt — auf die beklagte Partei
verlagert wird, wenn der Anschein einer Diskriminierung
besteht. Es ist jedoch klarzustellen, dass die Bewertung der
Tatsachen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder
mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, weiterhin der
einschlägigen einzelstaatlichen Stelle im Einklang mit den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten
obliegt. Außerdem bleibt es den Mitgliedstaaten überlassen,
auf jeder Stufe des Verfahrens eine für die klagende Partei
günstigere Beweislastregelung vorzusehen.

(31) Um den durch diese Richtlinie gewährleisteten Schutz
weiter zu verbessern, sollte auch die Möglichkeit bestehen,
dass sich Verbände, Organisationen und andere juristische
Personen unbeschadet der nationalen Verfahrensregeln
bezüglich der Vertretung und Verteidigung bei einem
entsprechenden Beschluss der Mitgliedstaaten im Namen
der beschwerten Person oder zu deren Unterstützung an
einem Verfahren beteiligen.

(32) In Anbetracht des grundlegenden Charakters des Anspruchs
auf einen effektiven Rechtsschutz ist es angebracht, dass
Arbeitnehmer diesen Schutz selbst noch nach Beendigung
des Verhältnisses genießen, aus dem sich der behauptete
Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung ergibt.
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Ein Arbeitnehmer, der eine Person, die nach dieser
Richtlinie Schutz genießt, verteidigt oder für sie als Zeuge
aussagt, sollte den gleichen Schutz genießen.

(33) Der Gerichtshof hat eindeutig festgestellt, dass der Gleich-
behandlungsgrundsatz nur dann als tatsächlich verwirklicht
angesehen werden kann, wenn bei allen Verstößen eine
dem erlittenen Schaden angemessene Entschädigung zuer-
kannt wird. Es ist daher angebracht, die Vorabfestlegung
irgendeiner Höchstgrenze für eine solche Entschädigung
auszuschließen, außer in den Fällen, in denen der Arbeit-
geber nachweisen kann, dass der einem Bewerber infolge
einer Diskriminierung im Sinne dieser Richtlinie entstan-
dene Schaden allein darin besteht, dass die Berücksichti-
gung seiner Bewerbung verweigert wurde.

(34) Um die wirksame Umsetzung des Grundsatzes der Gleich-
behandlung zu verstärken, sollten die Mitgliedstaaten den
Dialog zwischen den Sozialpartnern und — im Rahmen der
einzelstaatlichen Praxis — mit den Nichtregierungsorgani-
sationen fördern.

(35) Die Mitgliedstaaten sollten wirksame, verhältnismäßige und
abschreckende Sanktionen festlegen, die bei einer Verlet-
zung der aus dieser Richtlinie erwachsenden Verpflichtun-
gen zu verhängen sind.

(36) Da die Ziele dieser Richtlinie auf Ebene der Mitgliedstaaten
nicht ausreichend verwirklicht werden können und daher
besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann die
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über
das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.

(37) Zum besseren Verständnis der Ursachen der unterschiedli-
chen Behandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und
Beschäftigungsfragen sollten vergleichbare, nach Geschlech-
tern aufgeschlüsselte Statistiken weiterhin erstellt, ausge-
wertet und auf den geeigneten Ebenen zur Verfügung
gestellt werden.

(38) Die Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits-
und Beschäftigungsfragen kann sich nicht auf gesetz-
geberische Maßnahmen beschränken. Die Europäische
Union und die Mitgliedstaaten sind vielmehr aufgefordert,
den Prozess der Bewusstseinsbildung für das Problem der
Lohndiskriminierung und ein Umdenken verstärkt zu
fördern und dabei alle betroffenen Kräfte auf öffentlicher
wie privater Ebene so weit wie möglich einzubinden. Dabei
kann der Dialog zwischen den Sozialpartnern einen
wichtigen Beitrag leisten.

(39) Die Verpflichtung zur Umsetzung dieser Richtlinie in
nationales Recht sollte auf diejenigen Bestimmungen
beschränkt werden, die eine inhaltliche Veränderung
gegenüber den früheren Richtlinien darstellen. Die Ver-
pflichtung zur Umsetzung derjenigen Bestimmungen, die
inhaltlich unverändert bleiben, ergibt sich aus den früheren
Richtlinien.

(40) Diese Richtlinie sollte unbeschadet der Verpflichtungen der
Mitgliedstaaten in Bezug auf die Fristen zur Umsetzung der
in Anhang I Teil B aufgeführten Richtlinien in einzelstaat-
liches Recht und zu ihrer Anwendung gelten.

(41) Entsprechend Nummer 34 der Interinstitutionellen Verein-
barung über bessere Rechtsetzung (1) sollten die Mitglied-
staaten für ihre eigenen Zwecke und im Interesse der
Gemeinschaft eigene Tabellen aufstellen, denen im Rahmen
des Möglichen die Entsprechungen zwischen dieser
Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu entnehmen
sind, und diese veröffentlichen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

TITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

Ziel der vorliegenden Richtlinie ist es, die Verwirklichung des
Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von
Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen
sicherzustellen.

Zu diesem Zweck enthält sie Bestimmungen zur Verwirklichung
des Grundsatzes der Gleichbehandlung in Bezug auf

a) den Zugang zur Beschäftigung einschließlich des berufli-
chen Aufstiegs und zur Berufsbildung,

b) Arbeitsbedingungen einschließlich des Entgelts,

c) betriebliche Systeme der sozialen Sicherheit.

Weiter enthält sie Bestimmungen, mit denen sichergestellt
werden soll, dass die Verwirklichung durch die Schaffung
angemessener Verfahren wirksamer gestaltet wird.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) „unmittelbare Diskriminierung“ eine Situation, in der eine
Person aufgrund ihres Geschlechts eine weniger günstige
Behandlung erfährt, als eine andere Person in einer
vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren
würde;

b) „mittelbare Diskriminierung“ eine Situation, in der dem
Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder
Verfahren Personen des einen Geschlechts in besonderer
Weise gegenüber Personen des anderen Geschlechts
benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein
rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel
sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforder-
lich;

c) „Belästigung“ unerwünschte auf das Geschlecht einer Person
bezogene Verhaltensweisen, die bezwecken oder bewirken,
dass die Würde der betreffenden Person verletzt und ein
von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen,
Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes
Umfeld geschaffen wird;
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d) „sexuelle Belästigung“ jede Form von unerwünschtem
Verhalten sexueller Natur, das sich in unerwünschter
verbaler, nicht-verbaler oder physischer Form äußert und
das bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betreffen-
den Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von
Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Ent-
würdigungen und Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld
geschaffen wird;

e) „Entgelt“ die üblichen Grund- oder Mindestlöhne und
‑gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen, die der Arbeit-
geber aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer
mittelbar oder unmittelbar als Geld- oder Sachleistung
zahlt;

f) „betriebliche Systeme der sozialen Sicherheit“ Systeme, die
nicht durch die Richtlinie 79/7/EWG des Rates vom
19. Dezember 1978 zur schrittweisen Verwirklichung des
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und
Frauen im Bereich der sozialen Sicherheit (1) geregelt
werden und deren Zweck darin besteht, den abhängig
Beschäftigten und den Selbständigen in einem Unter-
nehmen oder einer Unternehmensgruppe, in einem Wirt-
schaftszweig oder den Angehörigen eines Berufes oder
einer Berufsgruppe Leistungen zu gewähren, die als
Zusatzleistungen oder Ersatzleistungen die gesetzlichen
Systeme der sozialen Sicherheit ergänzen oder an ihre
Stelle treten, unabhängig davon, ob der Beitritt zu diesen
Systemen Pflicht ist oder nicht.

(2) Im Sinne dieser Richtlinie gelten als Diskriminierung

a) Belästigung und sexuelle Belästigung sowie jede nachteilige
Behandlung aufgrund der Zurückweisung oder Duldung
solcher Verhaltensweisen durch die betreffende Person;

b) die Anweisung zur Diskriminierung einer Person aufgrund
des Geschlechts;

c) jegliche ungünstigere Behandlung einer Frau im Zusam-
menhang mit Schwangerschaft oder Mutterschaftsurlaub im
Sinne der Richtlinie 92/85/EWG.

Artikel 3

Positive Maßnahmen

Die Mitgliedstaaten können im Hinblick auf die Gewährleistung
der vollen Gleichstellung von Männern und Frauen im Arbeits-
leben Maßnahmen im Sinne von Artikel 141 Absatz 4 des
Vertrags beibehalten oder beschließen.

TITEL II

BESONDERE BESTIMMUNGEN

KAPITEL 1

Gleiches Entgelt

Artikel 4

Diskriminierungsverbot

Bei gleicher Arbeit oder bei einer Arbeit, die als gleichwertig
anerkannt wird, wird mittelbare und unmittelbare Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts in Bezug auf sämtliche
Entgeltbestandteile und -bedingungen beseitigt.

Insbesondere wenn zur Festlegung des Entgelts ein System
beruflicher Einstufung verwendet wird, muss dieses System auf
für männliche und weibliche Arbeitnehmer gemeinsamen
Kriterien beruhen und so beschaffen sein, dass Diskriminierun-
gen aufgrund des Geschlechts ausgeschlossen werden.

KAPITEL 2

Gleichbehandlung in betrieblichen Systemen der sozialen
Sicherheit

Artikel 5

Diskriminierungsverbot

Unbeschadet des Artikels 4 darf es in betrieblichen Systemen der
sozialen Sicherheit keine unmittelbare oder mittelbare Dis-
kriminierung aufgrund des Geschlechts geben, insbesondere
hinsichtlich

a) des Anwendungsbereichs solcher Systeme und die Bedin-
gungen für den Zugang zu ihnen,

b) der Beitragspflicht und der Berechnung der Beiträge,

c) der Berechnung der Leistungen, einschließlich der
Zuschläge für den Ehegatten und für unterhaltsberechtigte
Personen, sowie der Bedingungen betreffend die Geltungs-
dauer und die Aufrecherhaltung des Leistungsanspruchs.

Artikel 6

Persönlicher Anwendungsbereich

Dieses Kapitel findet entsprechend den einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften und/oder Gepflogenheiten Anwendung auf die
Erwerbsbevölkerung einschließlich der Selbständigen, der Arbeit-
nehmer, deren Erwerbstätigkeit durch Krankheit, Mutterschaft,
Unfall oder unverschuldete Arbeitslosigkeit unterbrochen ist, und
der Arbeitssuchenden sowie auf die sich im Ruhestand
befindlichen oder arbeitsunfähigen Arbeitnehmer und auf ihre
anspruchsberechtigten Angehörigen.
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Artikel 7

Sachlicher Anwendungsbereich

(1) Dieses Kapitel findet Anwendung

a) auf betriebliche Systeme der sozialen Sicherheit, die Schutz
gegen folgende Risiken bieten:

i) Krankheit,

ii) Invalidität,

iii) Alter, einschließlich vorzeitige Versetzung in den
Ruhestand,

iv) Arbeitsunfall und Berufskrankheit,

v) Arbeitslosigkeit;

b) auf betriebliche Systeme der sozialen Sicherheit, die
sonstige Sozialleistungen in Form von Geld- oder Sach-
leistungen vorsehen, insbesondere Leistungen an Hinter-
bliebene und Familienleistungen, wenn diese Leistungen als
vom Arbeitgeber aufgrund des Beschäftigungsverhältnisses
an den Arbeitnehmer gezahlte Vergütungen gelten.

(2) Dieses Kapitel findet auch Anwendung auf Rentensysteme
für eine besondere Gruppe von Arbeitnehmern wie beispiels-
weise Beamte, wenn die aus dem System zu zahlenden
Leistungen aufgrund des Beschäftigungsverhältnisses mit dem
öffentlichen Arbeitgeber gezahlt werden. Die Tatsache, dass ein
solches System Teil eines allgemeinen durch Gesetz geregelten
Systems ist, steht dem nicht entgegen.

Artikel 8

Ausnahmen vom sachlichen Anwendungsbereich

(1) Dieses Kapitel gilt nicht

a) für Einzelverträge Selbständiger,

b) für Systeme Selbständiger mit nur einem Mitglied,

c) im Fall von abhängig Beschäftigten für Versicherungsver-
träge, bei denen der Arbeitgeber nicht Vertragspartei ist,

d) für fakultative Bestimmungen betrieblicher Systeme der
sozialen Sicherheit, die einzelnen Mitgliedern eingeräumt
werden, um ihnen

i) entweder zusätzliche Leistungen

ii) oder die Wahl des Zeitpunkts, zu dem die regulären
Leistungen für Selbständige einsetzen, oder die Wahl
zwischen mehreren Leistungen

zu garantieren,

e) für betriebliche Systeme der sozialen Sicherheit, sofern die
Leistungen durch freiwillige Beiträge der Arbeitnehmer
finanziert werden.

(2) Diesem Kapitel steht nicht entgegen, dass ein Arbeitgeber
Personen, welche die Altersgrenze für die Gewährung einer Rente
aus einem betrieblichen System der sozialen Sicherheit, jedoch
noch nicht die Altersgrenze für die Gewährung einer gesetzlichen
Rente erreicht haben, eine Zusatzrente gewährt, damit der Betrag
der gesamten Leistungen dem Betrag entspricht oder nahe
kommt, der Personen des anderen Geschlechts in derselben Lage,
die bereits das gesetzliche Rentenalter erreicht haben, gewährt
wird, bis die Bezieher der Zusatzrente das gesetzliche Rentenalter
erreicht haben.

Artikel 9

Beispiele für Diskriminierung

(1) Dem Grundsatz der Gleichbehandlung entgegenstehende
Bestimmungen sind solche, die sich unmittelbar oder mittelbar
auf das Geschlecht stützen und Folgendes bewirken:

a) Festlegung der Personen, die zur Mitgliedschaft in einem
betrieblichen System der sozialen Sicherheit zugelassen
sind;

b) Regelung der Zwangsmitgliedschaft oder der freiwilligen
Mitgliedschaft in einem betrieblichen System der sozialen
Sicherheit;

c) unterschiedliche Regeln für das Beitrittsalter zum System
oder für die Mindestdauer der Beschäftigung oder Zuge-
hörigkeit zum System, die einen Leistungsanspruch
begründen;

d) Festlegung — außer in den unter den Buchstaben h und j
genannten Fällen — unterschiedlicher Regeln für die
Erstattung der Beiträge, wenn der Arbeitnehmer aus dem
System ausscheidet, ohne die Bedingungen erfüllt zu haben,
die ihm einen aufgeschobenen Anspruch auf die lang-
fristigen Leistungen garantieren;

e) Festlegung unterschiedlicher Bedingungen für die Gewäh-
rung der Leistungen oder die Beschränkung dieser Leistun-
gen auf eines der beiden Geschlechter;

f) Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen für den Eintritt
in den Ruhestand;

g) Unterbrechung der Aufrechterhaltung oder des Erwerbs
von Ansprüchen während eines gesetzlich oder tarifver-
traglich festgelegten Mutterschaftsurlaubs oder Urlaubs aus
familiären Gründen, der vom Arbeitgeber bezahlt wird;

h) Gewährung unterschiedlicher Leistungsniveaus, es sei denn,
dass dies notwendig ist, um versicherungstechnischen
Berechnungsfaktoren Rechnung zu tragen, die im Fall von
Festbeitragssystemen je nach Geschlecht unterschiedlich
sind; bei durch Kapitalansammlung finanzierten Festleis-
tungssystemen ist hinsichtlich einiger Punkte eine Ungleich-
behandlung gestattet, wenn die Ungleichheit der Beträge
darauf zurückzuführen ist, dass bei der Durchführung der
Finanzierung des Systems je nach Geschlecht unterschied-
liche versicherungstechnische Berechnungsfaktoren ange-
wendet worden sind;
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i) Festlegung unterschiedlicher Höhen für die Beiträge der
Arbeitnehmer;

j) Festlegung unterschiedlicher Höhen für die Beiträge der
Arbeitgeber, außer

i) im Fall von Festbeitragssystemen, sofern beabsichtigt
wird, die Höhe der auf diesen Beiträgen beruhenden
Rentenleistungen für Männer und Frauen auszuglei-
chen oder anzunähern;

ii) im Fall von durch Kapitalansammlung finanzierten
Festleistungssystemen, sofern die Arbeitgeberbeiträge
dazu bestimmt sind, die zur Deckung der Auf-
wendungen für die zugesagten Leistungen unerlässli-
che Finanzierungsgrundlage zu ergänzen;

k) Festlegung unterschiedlicher oder nur für Arbeitnehmer
eines der Geschlechter geltender Regelungen — außer in
den unter den Buchstaben h und j vorgesehenen Fällen —

hinsichtlich der Garantie oder der Aufrechterhaltung des
Anspruchs auf spätere Leistungen, wenn der Arbeitnehmer
aus dem System ausscheidet.

(2) Steht die Gewährung von unter dieses Kapitel fallenden
Leistungen im Ermessen der für das System zuständigen
Verwaltungsstellen, so beachten diese den Grundsatz der
Gleichbehandlung.

Artikel 10

Durchführung in Bezug auf Selbständige

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass Bestimmungen betrieblicher Systeme
der sozialen Sicherheit selbständig Erwerbstätiger, die dem
Grundsatz der Gleichbehandlung entgegenstehen, spätestens
mit Wirkung vom 1. Januar 1993 oder — für Mitgliedstaaten,
die nach diesem Datum beigetreten sind — ab dem Datum, zu
dem die Richtlinie 86/378/EG in ihrem Hoheitsgebiet anwendbar
wurde, geändert werden.

(2) Dieses Kapitel steht dem nicht entgegen, dass für die Rechte
und Pflichten, die sich aus einer vor dem Zeitpunkt der
Änderung eines betrieblichen Systems der sozialen Sicherheit
Selbständiger liegenden Zeit der Mitgliedschaft in dem betref-
fenden System ergeben, weiterhin die Bestimmungen des
Systems gelten, die während dieses Versicherungszeitraums
galten.

Artikel 11

Möglichkeit des Aufschubs in Bezug auf Selbständige

Was die betrieblichen Systeme der sozialen Sicherheit Selbstän-
diger betrifft, können die Mitgliedstaaten die obligatorische
Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung aufschieben

a) für die Festsetzung des Rentenalters für die Gewährung von
Altersrenten oder Ruhestandsrenten sowie die Folgen, die
sich daraus für andere Leistungen ergeben können, und
zwar

i) entweder bis zu dem Zeitpunkt, zu dem diese
Gleichbehandlung in den gesetzlichen Systemen ver-
wirklicht ist,

ii) oder längstens bis zu dem Zeitpunkt, zu dem eine
Richtlinie diese Gleichbehandlung vorschreibt;

b) für Hinterbliebenenrenten bis zu dem Zeitpunkt, zu dem
für diese der Grundsatz der Gleichbehandlung in den
gesetzlichen Systemen der sozialen Sicherheit durch das
Gemeinschaftsrecht vorgeschrieben ist;

c) für die Anwendung des Artikels 9 Absatz 1 Buchstabe i in
Bezug auf die Anwendung von versicherungstechnischen
Berechnungsfaktoren bis zum 1. Januar 1999 oder — für
Mitgliedstaaten, die nach diesem Datum beigetreten
sind — bis zu dem Datum, zu dem die Richtlinie
86/378/EG in ihrem Hoheitsgebiet anwendbar wurde.

Artikel 12

Rückwirkung

(1) Jede Maßnahme zur Umsetzung dieses Kapitels in Bezug auf
die Arbeitnehmer deckt alle Leistungen der betrieblichen Systeme
der sozialen Sicherheit ab, die für Beschäftigungszeiten nach dem
17. Mai 1990 gewährt werden, und gilt rückwirkend bis zu
diesem Datum, außer im Fall von Arbeitnehmern oder ihren
anspruchsberechtigten Angehörigen, die vor diesem Zeitpunkt
Klage bei Gericht oder ein gleichwertiges Verfahren nach dem
geltenden einzelstaatlichen Recht angestrengt haben. In diesem
Fall werden die Umsetzungsmaßnahmen rückwirkend bis zum
8. April 1976 angewandt und decken alle Leistungen ab, die für
Beschäftigungszeiten nach diesem Zeitpunkt gewährt werden.
Für Mitgliedstaaten, die der Gemeinschaft nach dem 8. April
1976 und vor dem 17. Mai 1990 beigetreten sind, gilt anstelle
dieses Datums das Datum, an dem Artikel 141 des Vertrags auf
ihrem Hoheitsgebiet anwendbar wurde.

(2) Absatz 1 Satz 2 steht dem nicht entgegen, dass den
Arbeitnehmern oder ihren Anspruchsberechtigten, die vor dem
17. Mai 1990 Klage erhoben haben, einzelstaatliche Vorschriften
über die Fristen für die Rechtsverfolgung nach innerstaatlichem
Recht entgegengehalten werden können, sofern sie für derartige
Klagen nicht ungünstiger sind als für gleichartige Klagen, die das
innerstaatliche Recht betreffen, und sofern sie die Ausübung der
durch das Gemeinschaftsrecht gewährten Rechte nicht praktisch
unmöglich machen.

(3) Für Mitgliedstaaten, die nach dem 17. Mai 1990 der
Gemeinschaft beigetreten sind und zum 1. Januar 1994
Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum waren, wird das Datum „17. Mai 1990“ in Absatz 1
Satz 1 durch „1. Januar 1994“ ersetzt.

(4) Für andere Mitgliedstaaten, die nach dem 17. Mai 1990
beigetreten sind, wird das Datum „17. Mai 1990“ in den Absätzen
1 und 2 durch das Datum ersetzt, zu dem Artikel 141 des
Vertrags in ihrem Hoheitsgebiet anwendbar wurde.

Artikel 13

Flexibles Rentenalter

Haben Frauen und Männer zu gleichen Bedingungen Anspruch
auf ein flexibles Rentenalter, so ist dies nicht als mit diesem
Kapitel unvereinbar anzusehen.
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KAPITEL 3

Gleichbehandlung hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung
zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in

Bezug auf die Arbeitsbedingungen

Artikel 14

Diskriminierungsverbot

(1) Im öffentlichen und privaten Sektor einschließlich öffent-
licher Stellen darf es in Bezug auf folgende Punkte keinerlei
unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts geben:

a) die Bedingungen — einschließlich Auswahlkriterien und
Einstellungsbedingungen — für den Zugang zur Beschäfti-
gung oder zu abhängiger oder selbständiger Erwerbs-
tätigkeit, unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher
Position einschließlich des beruflichen Aufstiegs;

b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der
Berufsberatung, der Berufsausbildung, der beruflichen
Weiterbildung und der Umschulung einschließlich der
praktischen Berufserfahrung;

c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich
der Entlassungsbedingungen sowie das Arbeitsentgelt nach
Maßgabe von Artikel 141 des Vertrags;

d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer-
oder Arbeitgeberorganisation oder einer Organisation,
deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehö-
ren, einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen
solcher Organisationen.

(2) Die Mitgliedstaaten können im Hinblick auf den Zugang
zur Beschäftigung einschließlich der zu diesem Zweck erfolg-
enden Berufsbildung vorsehen, dass eine Ungleichbehandlung
wegen eines geschlechtsbezogenen Merkmals keine Diskriminie-
rung darstellt, wenn das betreffende Merkmal aufgrund der Art
einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Bedingungen
ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche
Anforderung darstellt, sofern es sich um einen rechtmäßigen
Zweck und eine angemessene Anforderung handelt.

Artikel 15

Rückkehr aus dem Mutterschaftsurlaub

Frauen im Mutterschaftsurlaub haben nach Ablauf des Mutter-
schaftsurlaubs Anspruch darauf, an ihren früheren Arbeitsplatz
oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz unter Bedingungen, die
für sie nicht weniger günstig sind, zurückzukehren, und darauf,
dass ihnen auch alle Verbesserungen der Arbeitsbedingungen, auf
die sie während ihrer Abwesenheit Anspruch gehabt hätten,
zugute kommen.

Artikel 16

Vaterschaftsurlaub und Adoptionsurlaub

Diese Richtlinie lässt das Recht der Mitgliedstaaten unberührt,
eigene Rechte auf Vaterschaftsurlaub und/oder Adoptionsurlaub
anzuerkennen. Die Mitgliedstaaten, die derartige Rechte aner-
kennen, treffen die erforderlichen Maßnahmen, um männliche
und weibliche Arbeitnehmer vor Entlassung infolge der

Inanspruchnahme dieser Rechte zu schützen, und gewährleisten,
dass sie nach Ablauf des Urlaubs Anspruch darauf haben, an
ihren früheren Arbeitsplatz oder einen gleichwertigen Arbeits-
platz unter Bedingungen, die für sie nicht weniger günstig sind,
zurückzukehren, und darauf, dass ihnen auch alle Verbesserun-
gen der Arbeitsbedingungen, auf die sie während ihrer
Abwesenheit Anspruch gehabt hätten, zugute kommen.

TITEL III

HORIZONTALE BESTIMMUNGEN

KAPITEL 1

Rechtsmittel und Rechtsdurchsetzung

Ab s c h n i t t 1

Rech t sm i t t e l

Artikel 17

Rechtsschutz

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Personen, die
sich durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes in ihren Rechten für verletzt halten, ihre Ansprüche aus
dieser Richtlinie gegebenenfalls nach Inanspruchnahme anderer
zuständiger Behörden oder, wenn die Mitgliedstaaten es für
angezeigt halten, nach einem Schlichtungsverfahren auf dem
Gerichtsweg geltend machen können, selbst wenn das Verhältnis,
während dessen die Diskriminierung vorgekommen sein soll,
bereits beendet ist.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verbände, Organisa-
tionen oder andere juristische Personen, die gemäß den in ihrem
einzelstaatlichen Recht festgelegten Kriterien ein rechtmäßiges
Interesse daran haben, für die Einhaltung der Bestimmungen
dieser Richtlinie zu sorgen, sich entweder im Namen der
beschwerten Person oder zu deren Unterstützung mit deren
Einwilligung an den in dieser Richtlinie zur Durchsetzung der
Ansprüche vorgesehenen Gerichts- und/oder Verwaltungsver-
fahren beteiligen können.

(3) Die Absätze 1 und 2 lassen einzelstaatliche Regelungen
über Fristen für die Rechtsverfolgung betreffend den Grundsatz
der Gleichbehandlung unberührt.

Artikel 18

Schadenersatz oder Entschädigung

Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer nationalen Rechts-
ordnungen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen,
dass der einer Person durch eine Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts entstandene Schaden — je nach den Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten — tatsächlich und wirksam
ausgeglichen oder ersetzt wird, wobei dies auf eine abschreck-
ende und dem erlittenen Schaden angemessene Art und Weise
geschehen muss. Dabei darf ein solcher Ausgleich oder eine
solche Entschädigung nur in den Fällen durch eine im Voraus
festgelegte Höchstgrenze begrenzt werden, in denen der Arbeit-
geber nachweisen kann, dass der einem Bewerber durch die
Diskriminierung im Sinne dieser Richtlinie entstandene Schaden
allein darin besteht, dass die Berücksichtigung seiner Bewerbung
verweigert wurde.
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Ab s c h n i t t 2

Bewe i s l a s t

Artikel 19

Beweislast

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit dem System
ihrer nationalen Gerichtsbarkeit die erforderlichen Maßnahmen,
nach denen dann, wenn Personen, die sich durch die Verletzung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes für beschwert halten und bei
einem Gericht bzw. einer anderen zuständigen Stelle Tatsachen
glaubhaft machen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder
mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, es dem Beklagten
obliegt zu beweisen, dass keine Verletzung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes vorgelegen hat.

(2) Absatz 1 lässt das Recht der Mitgliedstaaten, eine für die
klagende Partei günstigere Beweislastregelung vorzusehen, unbe-
rührt.

(3) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Absatz 1 auf
Verfahren anzuwenden, in denen die Ermittlung des Sachverhalts
dem Gericht oder einer anderen zuständigen Stelle obliegt.

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden ebenfalls Anwendung auf

a) die Situationen, die von Artikel 141 des Vertrags und —

sofern die Frage einer Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts angesprochen ist — von den Richtlinien 92/
85/EWG und 96/34/EG erfasst werden;

b) zivil- und verwaltungsrechtliche Verfahren sowohl im
öffentlichen als auch im privaten Sektor, die Rechtsbehelfe
nach innerstaatlichem Recht bei der Anwendung der
Vorschriften gemäß Buchstabe a vorsehen, mit Ausnahme
der freiwilligen oder in den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften vorgesehenen außergerichtlichen Verfahren.

(5) Soweit von den Mitgliedstaaten nicht anders geregelt, gilt
dieser Artikel nicht für Strafverfahren.

KAPITEL 2

Förderung der Gleichbehandlung — Dialog

Artikel 20

Stellen zur Förderung der Gleichbehandlung

(1) Jeder Mitgliedstaat bezeichnet eine oder mehrere Stellen,
deren Aufgabe darin besteht, die Verwirklichung der Gleichbe-
handlung aller Personen ohne Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts zu fördern, zu analysieren, zu beobachten und zu
unterstützen. Diese Stellen können Teil von Einrichtungen sein,
die auf nationaler Ebene für den Schutz der Menschenrechte oder
der Rechte des Einzelnen verantwortlich sind.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es zu den Befug-
nissen dieser Stellen gehört,

a) unbeschadet der Rechte der Opfer und der Verbände,
Organisationen oder anderer juristischer Personen nach
Artikel 17 Absatz 2 die Opfer von Diskriminierungen auf
unabhängige Weise dabei zu unterstützen, ihre Beschwerde
wegen Diskriminierung zu verfolgen;

b) unabhängige Untersuchungen zum Thema der Diskriminie-
rung durchzuführen;

c) unabhängige Berichte zu veröffentlichen und Empfehlun-
gen zu allen Aspekten vorzulegen, die mit diesen Dis-
kriminierungen in Zusammenhang stehen;

d) auf geeigneter Ebene mit entsprechenden europäischen
Einrichtungen, wie beispielsweise einem künftigen Euro-
päischen Institut für Gleichstellungsfragen verfügbare
Informationen auszutauschen.

Artikel 21

Sozialer Dialog

(1) Die Mitgliedstaaten treffen im Einklang mit den nationalen
Gepflogenheiten und Verfahren geeignete Maßnahmen zur
Förderung des sozialen Dialogs zwischen den Sozialpartnern
mit dem Ziel, die Verwirklichung der Gleichbehandlung voran-
zubringen, beispielsweise durch Beobachtung der Praktiken am
Arbeitsplatz und beim Zugang zur Beschäftigung, zur Berufs-
bildung und zum beruflichen Aufstieg sowie durch Beobachtung
der Tarifverträge und durch Verhaltenskodizes, Forschungsarbei-
ten oder den Austausch von Erfahrungen und bewährten
Verfahren.

(2) Soweit mit den nationalen Gepflogenheiten und Verfahren
vereinbar, ersuchen die Mitgliedstaaten die Sozialpartner ohne
Eingriff in deren Autonomie, die Gleichstellung von Männern
und Frauen durch flexible Arbeitsbedingungen zur besseren
Vereinbarkeit von Privatleben und Beruf zu fördern und auf
geeigneter Ebene Antidiskriminierungsvereinbarungen zu schlie-
ßen, die die in Artikel 1 genannten Bereiche betreffen, soweit
diese in den Verantwortungsbereich der Tarifparteien fallen. Die
Vereinbarungen müssen den Bestimmungen dieser Richtlinie
sowie den einschlägigen nationalen Durchführungsbestimmun-
gen entsprechen.

(3) Die Mitgliedstaaten ersuchen in Übereinstimmung mit den
nationalen Gesetzen, Tarifverträgen oder Gepflogenheiten die
Arbeitgeber, die Gleichbehandlung von Männern und Frauen am
Arbeitsplatz sowie beim Zugang zur Beschäftigung, zur Berufs-
bildung und zum beruflichen Aufstieg in geplanter und syste-
matischer Weise zu fördern.

(4) Zu diesem Zweck werden die Arbeitgeber ersucht, den
Arbeitnehmern und/oder den Arbeitnehmervertretern in regel-
mäßigen angemessenen Abständen Informationen über die
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in ihrem Betrieb
zu geben.

Diese Informationen können Übersichten über den Anteil von
Männern und Frauen auf den unterschiedlichen Ebenen des
Betriebs, ihr Entgelt sowie Unterschiede beim Entgelt und
mögliche Maßnahmen zur Verbesserung der Situation in
Zusammenarbeit mit den Arbeitnehmervertretern enthalten.

Artikel 22

Dialog mit Nichtregierungsorganisationen

Die Mitgliedstaaten fördern den Dialog mit den jeweiligen
Nichtregierungsorganisationen, die gemäß den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ein rechtmäßiges Inter-
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esse daran haben, sich an der Bekämpfung von Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts zu beteiligen, um die Einhaltung des
Grundsatzes der Gleichbehandlung zu fördern.

KAPITEL 3

Allgemeine horizontale Bestimmungen

Artikel 23

Einhaltung

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass

a) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die dem Gleich-
behandlungsgrundsatz zuwiderlaufen, aufgehoben werden;

b) mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zu verein-
barende Bestimmungen in Arbeits- und Tarifverträgen,
Betriebsordnungen und Statuten der freien Berufe und der
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen und allen
sonstigen Vereinbarungen und Regelungen nichtig sind, für
nichtig erklärt werden können oder geändert werden;

c) betriebliche Systeme der sozialen Sicherheit, die solche
Bestimmungen enthalten, nicht durch Verwaltungsmaßnah-
men genehmigt oder für allgemeinverbindlich erklärt
werden können.

Artikel 24

Viktimisierung

Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer nationalen Rechts-
ordnungen die erforderlichen Maßnahmen, um die Arbeitnehmer
sowie die aufgrund der innerstaatlichen Rechtsvorschriften und/
oder Gepflogenheiten vorgesehenen Arbeitnehmervertreter vor
Entlassung oder anderen Benachteiligungen durch den Arbeit-
geber zu schützen, die als Reaktion auf eine Beschwerde
innerhalb des betreffenden Unternehmens oder auf die Einleitung
eines Verfahrens zur Durchsetzung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes erfolgen.

Artikel 25

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen die Regeln für die Sanktionen fest, die
bei einem Verstoß gegen die einzelstaatlichen Vorschriften zur
Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen alle
erforderlichen Maßnahmen, um deren Anwendung zu gewähr-
leisten. Die Sanktionen, die auch Schadenersatzleistungen an die
Opfer umfassen können, müssen wirksam, verhältnismäßig und
abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen diese Vorschriften
der Kommission spätestens bis zum 5. Oktober 2005 mit und
unterrichten sie unverzüglich über alle späteren Änderungen
dieser Vorschriften.

Artikel 26

Vorbeugung von Diskriminierung

Die Mitgliedstaaten ersuchen in Einklang mit ihren nationalen
Rechtsvorschriften, Tarifverträgen oder Gepflogenheiten die
Arbeitgeber und die für Berufsbildung zuständigen Personen,
wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um allen Formen der
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und insbesondere
Belästigung und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz sowie
beim Zugang zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum
beruflichen Aufstieg vorzubeugen.

Artikel 27

Mindestanforderungen

(1) Die Mitgliedstaaten können Vorschriften erlassen oder
beibehalten, die im Hinblick auf die Wahrung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes günstiger als die in dieser Richtlinie
vorgesehenen Vorschriften sind.

(2) Die Durchführung dieser Richtlinie rechtfertigt in keinem
Fall eine Beeinträchtigung des Schutzniveaus der Arbeitnehmer
in dem von ihr abgedeckten Bereich; das Recht der Mit-
gliedstaaten, als Reaktion auf eine veränderte Situation Rechts-
und Verwaltungsvorschriften zu erlassen, die sich von denen
unterscheiden, die zum Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser
Richtlinie in Kraft waren, bleibt unberührt, solange die
Bestimmungen dieser Richtlinie eingehalten werden.

Artikel 28

Verhältnis zu gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen
Vorschriften

(1) Diese Richtlinie steht Vorschriften zum Schutz der Frau,
insbesondere bei Schwangerschaft und Mutterschaft, nicht
entgegen.

(2) Diese Richtlinie berührt nicht die Bestimmungen der
Richtlinien 96/34/EG und 92/85/EWG.

Artikel 29

Durchgängige Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen aktiv das Ziel der Gleich-
stellung von Männern und Frauen bei der Formulierung und
Durchführung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften, Poli-
tiken und Tätigkeiten in den in dieser Richtlinie genannten
Bereichen.

Artikel 30

Verbreitung von Informationen

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die in Anwendung
dieser Richtlinie ergehenden Maßnahmen sowie die bereits
geltenden einschlägigen Vorschriften allen Betroffenen in geeig-
neter Form und gegebenenfalls in den Betrieben bekannt
gemacht werden.
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TITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 31

Berichte

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum
15. Februar 2011 alle Informationen, die diese benötigt, um
einen Bericht an das Europäische Parlament und den Rat über die
Anwendung der Richtlinie zu erstellen.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 übermitteln die Mitgliedstaaten
der Kommission alle vier Jahre den Wortlaut aller Maßnahmen
nach Artikel 141 Absatz 4 des Vertrags sowie Berichte über diese
Maßnahmen und deren Durchführung. Auf der Grundlage dieser
Informationen verabschiedet und veröffentlicht die Kommission
alle vier Jahre einen Bericht, der eine vergleichende Bewertung
solcher Maßnahmen unter Berücksichtigung der Erklärung
Nr. 28 in der Schlussakte des Vertrags von Amsterdam enthält.

(3) Die Mitgliedstaaten prüfen in regelmäßigen Abständen die
in Artikel 14 Absatz 2 genannten beruflichen Tätigkeiten, um
unter Berücksichtigung der sozialen Entwicklung festzustellen,
ob es gerechtfertigt ist, die betreffenden Ausnahmen aufrecht-
zuerhalten. Sie übermitteln der Kommission das Ergebnis dieser
Prüfung regelmäßig, zumindest aber alle acht Jahre.

Artikel 32

Überprüfung

Die Kommission überprüft spätestens bis zum 15. Februar 2013
die Anwendung dieser Richtlinie und schlägt, soweit sie dies für
erforderlich hält, Änderungen vor.

Artikel 33

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
spätestens ab dem 15. August 2008 nachzukommen, oder
stellen bis zu diesem Zeitpunkt sicher, dass die Sozialpartner im
Wege einer Vereinbarung die erforderlichen Bestimmungen
einführen. Den Mitgliedstaaten kann längstens ein weiteres Jahr
eingeräumt werden, um dieser Richtlinie nachzukommen, wenn
dies aufgrund besonderer Schwierigkeiten erforderlich ist. Die
Mitgliedstaaten treffen alle notwendigen Maßnahmen, um jeder-
zeit gewährleisten zu können, dass die durch die Richtlinie
vorgeschriebenen Ergebnisse erzielt werden. Sie teilen der
Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie
in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Diese
Bezugnahme enthält außerdem eine Erklärung, wonach
Bezugnahmen in bestehenden Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften auf durch diese Richtlinie aufgehobene Richtlinien als
Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie zu verstehen sind.
Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme und
die Formulierung der genannten Erklärung.

Die Verpflichtung zur Umsetzung dieser Richtlinie in innerstaat-
liches Recht beschränkt sich auf diejenigen Bestimmungen, die
eine inhaltliche Veränderung gegenüber den früheren Richtlinien
darstellen. Die Verpflichtung zur Umsetzung derjenigen Bestim-
mungen, die inhaltlich unverändert bleiben, ergibt sich aus den
früheren Richtlinien.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 34

Aufhebung

(1) Die Richtlinien 75/117/EWG, 76/207/EWG, 86/378/EWG
und 97/80/EG werden mit Wirkung vom 15. August 2009
aufgehoben; die Verpflichtung der Mitgliedstaaten hinsichtlich
der Fristen für die Umsetzung der in Anhang I Teil B genannten
Richtlinien in einzelstaatliches Recht und für ihre Anwendung
bleibt hiervon unberührt.

(2) Verweisungen auf die aufgehobenen Richtlinien gelten als
Verweisungen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach der
Entsprechungstabelle in Anhang II zu lesen.

Artikel 35

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 36

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 5. Juli 2006.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
J. BORRELL FONTELLES

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
P. LEHTOMÄKI
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ANHANG I

TEIL A

Aufgehobene Richtlinien und Änderungsrichtlinien

Richtlinie 75/117/EWG des Rates ABl. L 45 vom 19.2.1975, S. 19

Richtlinie 76/207/EWG des Rates ABl. L 39 vom 14.2.1976, S. 40

Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates

ABl. L 269 vom 5.10.2002, S. 15

Richtlinie 86/378/EWG des Rates ABl. L 225 vom 12.8.1986, S. 40

Richtlinie 96/97/EG des Rates ABl. L 46 vom 17.2.1997, S. 20

Richtlinie 97/80/EG des Rates ABl. L 14 vom 20.1.1998, S. 6

Richtlinie 98/52/EG des Rates ABl. L 205 vom 22.7.1998, S. 66

TEIL B

Fristen für die Umsetzung in nationales Recht und Datum der Anwendung

(gemäß Artikel 34 Absatz 1)

Richtlinie Frist für die Umsetzung Datum der Anwendung

Richtlinie 75/117/EWG 19.2.1976

Richtlinie 76/207/EWG 14.8.1978

Richtlinie 86/378/EWG 1.1.1993

Richtlinie 96/97/EG 1.7.1997 17.5.1990 in Bezug auf Arbeitnehmer,
außer im Fall von Arbeitnehmern oder
deren anspruchsberechtigten Angehö-
rigen, die vor diesem Zeitpunkt eine
Klage bei Gericht oder ein gleichwerti-
ges Verfahren nach geltendem einzel-
staatlichen Recht anhängig gemacht
haben
Artikel 8 der Richtlinie 86/378/
EWG — spätestens 1.1.1993
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe i erster
Gedankenstrich der Richtlinie 86/378/
EWG — spätestens 1.1.1999

Richtlinie 97/80/EG 1.1.2001 In Bezug auf das Vereinigte Königreich
von Großbritannien und Nordirland:
22.7.2001

Richtlinie 98/52/EG 22.7.2001

Richtlinie 2002/73/EG 5.10.2005
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ANHANG II

Entsprechungstabelle

Richtlinie

75/117/EWG

Richtlinie

76/207/EWG
Richtlinie 86/378/EWG Richtlinie 97/80/EG Vorliegende Richtlinie

— Artikel 1 Absatz 1 Artikel 1 Artikel 1 Artikel 1

— Artikel 1 Absatz 2 — — —

— Artikel 2 Absatz 2
erster Gedanken-
strich

— — Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe a

— Artikel 2 Absatz 2
zweiter Gedanken-
strich

— Artikel 2 Absatz 2 Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe b

— Artikel 2 Absatz 2,
dritter und vierter
Gedankenstrich

— — Artikel 2 Absatz 1,
Buchstaben c und d

— — — — Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe e

— — Artikel 2 Absatz 1 — Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe f

— Artikel 2 Absätze 3
und 4 sowie Absatz
7 Unterabsatz 3

— — Artikel 2 Absatz 2

— Artikel 2 Absatz 8 — — Artikel 3

Artikel 1 — — — Artikel 4

— — Artikel 5 Absatz 1 — Artikel 5

— — Artikel 3 — Artikel 6

— — Artikel 4 — Artikel 7 Absatz 1

— — — — Artikel 7 Absatz 2

— — Artikel 2 Absatz 2 — Artikel 8 Absatz 1

— — Artikel 2 Absatz 3 — Artikel 8 Absatz 2

— — Artikel 6 — Artikel 9

— — Artikel 8 — Artikel 10

— — Artikel 9 — Artikel 11

— — Richtlinie 96/97/EG
Artikel 2

— Artikel 12

— — Artikel 9a — Artikel 13

— Artikel 2 Absatz 1
und Artikel 3 Absatz
1

— Artikel 2 Absatz 1 Artikel 14 Absatz 1

— Artikel 2 Absatz 6 — — Artikel 14 Absatz 2

— Artikel 2 Absatz 7
Unterabsatz 2

— — Artikel 15

— Artikel 2 Absatz 7
Unterabsatz 4 Sätze
2 und 3

— — Artikel 16

Artikel 2 Artikel 6 Absatz 1 Artikel 10 — Artikel 17 Absatz 1

— Artikel 6 Absatz 3 — — Artikel 17 Absatz 2

— Artikel 6 Absatz 4 — — Artikel 17 Absatz 3
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Richtlinie

75/117/EWG

Richtlinie

76/207/EWG
Richtlinie 86/378/EWG Richtlinie 97/80/EG Vorliegende Richtlinie

— Artikel 6 Absatz 2 — — Artikel 18

— — — Artikel 3 und 4 Artikel 19

— Artikel 8a — — Artikel 20

— Artikel 8b — — Artikel 21

— Artikel 8c — — Artikel 22

Artikel 3 und 6 Artikel 3 Absatz 2
Buchstabe a

— — Artikel 23 Buchstabe a

Artikel 4 Artikel 3 Absatz 2
Buchstabe b

Artikel 7 Buchstabe
a

— Artikel 23 Buchstabe b

— — Artikel 7 Buchstabe
b

— Artikel 23 Buchstabe c

Artikel 5 Artikel 7 Artikel 11 — Artikel 24

Artikel 6 — — — —

— Artikel 8d — — Artikel 25

— Artikel 2 Absatz 5 — — Artikel 26

— Artikel 8e Absatz 1 — Artikel 4 Absatz 2 Artikel 27 Absatz 1

— Artikel 8e Absatz 2 — Artikel 6 Artikel 27 Absatz 2

— Artikel 2 Absatz 7
Unterabsatz 1

Artikel 5
Absatz 2

— Artikel 28 Absatz 1

— Artikel 2 Absatz 7
Unterabsatz 4 Satz 1

— — Artikel 28 Absatz 2

— Artikel 1 Absatz 1a — — Artikel 29

Artikel 7 Artikel 8 — Artikel 5 Artikel 30

Artikel 9 Artikel 10 Artikel 12 Absatz 2 Artikel 7 Unterab-
satz 4

Artikel 31 Absätze 1
und 2

— Artikel 9 Absatz 2 — — Artikel 31 Absatz 3

— — — — Artikel 32

Artikel 8 Artikel 9 Absatz 1
Unterabsatz 1 sowie
Absätze 2 und 3

Artikel 12 Absatz 1 Artikel 7 Unterab-
sätze 1, 2 und 3

Artikel 33

— Artikel 9 Absatz 1
Unterabsatz 2

— — —

— — — — Artikel 34

— — — — Artikel 35

— — — — Artikel 36

— — Anhang — —

L 204/36 DE Amtsblatt der Europäischen Union 26.7.2006


